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Der Marktgemeinderat Geroda gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998
(GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1 -I), zuletzt geandert durch § 1 des Gesetzes yam 23. Dezem-
ber 2025 (GVBI. S. 637), folgende

Geschàftsordnung:

A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben

I. Der Marktgemeinderat

§1

Zuständigkeit im Ailgemeinen

Der Marktgemeinderat beschlie1t Uber alle Angelegenheiten des eigenen und des Ubertra-
genen Wirkungskreises, soweit sie nicht aufgrund eines Gesetzes bzw. einer Ubertragung
durch den Marktgemeinderat in die Zustandigkeit des ersten BUrgermeisters fallen oder von
der Verwaltungsgemeinschaft wahrgenommen werden.

§2

Aufgabenbereich des Marktgemeinderats

Der Marktgemeinderat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zustandig:

die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsanderungen der Marktgemeinde
und zu Anderungen des Namens der Marktgemeinde oder eines Gemeindeteils (Art.
2 und 11 GO),

2. die Entscheidung über Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung
der Ehrenbürgerwürde (Art. 16 GO),

3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschüsse sowie die Zuteilung der Auf-
gaben an diese (Art. 32, 33 GO),

4. die Aufstellung von Richtlinien für laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz
2GO,

5. die Verteilung der Geschäfte unter die Marktgemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1
Satz 2 GO),

6. die Wahien (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO),

7. die Beschlussfassung UberAngelegenheiten, zu deren Erledigung die Marktgemeinde
der Genehmigung bedarf (z.B. aufgrund haushaltsrechtlicher Bestimmungen der GO
oder Genehmigungsvorbehalte nach KAG, BauGB, KommZG), - ist zur Kiarstellung
neu aufgenommen worden.

8. den Erlass, die Anderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen,



9. die Beschlussfassung Uber die ailgemeine Regelung der Bezuge der Gemeindebediens-
teten (z.B. Grundsatzentscheidungen bzgl. Gewahrung einer Arbeitsmarktzulage, Ver-
kurzung von Stufenlaufzeiten) und Uber beamten-, besoldungs-, versorgungs- und dis-
ziplinarrechtliche Angelegenheiten der BUrgermeisterinnen oder BUrgermeister und der
berufsmarigen Marktgemeinderatsmitglieder, soweit nicht das Gesetz über kommunale
Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen oder das Bayerische Disziplinargesetz etwas ande-
res bestimmen,

10. die Beschaffung von Dienstfahrzeugen für BUrgermeisterinnen und BUrgermeister,

11. die Beschlussfassung Uber die Haushaltssatzung und Uber die Nachtragshaushaltssat-
zungen (Art. 65 und 68 GO),

12. die Beschlussfassung Uber den Finanzplan (Art. 70 GO),

13. die Feststeflung der Jahresrechnung und der Jahresabschlusse der Eigenbetriebe und
der Krankenhauser mit kaufmannischem Rechnungswesen sowie die Beschlussfassung
über die Entlastung (Art. 102 GO),

14. die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO Uber gemeindliche Unter-
nehmen (z. B. Errichtung, Ubernahme, Erweiterung, Beteiligung),

15. die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Marktgemeinderat rn Ubrigen gesetzlich vorbe-
haltenen Angelegenheiten (Art. 88 GO),

16. die Bestellung und die Abberufung der Leitung und Stellvertretung des RechnungsprU-
fungsamts und der PrUferinnen oder PrUfer (Art. 104 Abs. 3 GO), die Benennung und
Abberufung der oder des behördlichen Datenschutzbeauftragten, die Bestätigung der
Feuerwehrkommandantin oder des Feuerwehrkommandanten sowie der Vorschlag von
SchOffinnen und Schöffen,

17. die Entscheidung über die Zulassigkeit eines Burgerbegehrens (Art. 18a Abs. 8 GO)
und die Durchfuhrung eines Burgerentscheids (Art. 18a Abs. 2, Abs. 10 GO),

18. die aligemeine Festsetzung von Abgaben, Tarifen und Entgelten,

19. die Entscheidung über Ernennung, Beforderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an
eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamtinnen und Bearnten
ab Besoldungsgruppe A 9,

20. die Entscheidung Uber Einstellung, Hohergruppierung (nicht nur vorubergehende Uber-
tragung elner hoherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen
Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ab Entgeltgruppe 9a des TVOD oder ab einem entsprechenden
Entgelt,

21. die Entscheidung über Altersteilzeit der Gerneindebediensteten,

22. die Beschlussfassung über die Beteiligung an Zweckverbanden und Uber den Abschluss
von Zweckvereinbarungen,

23. die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z. B. der Bauleitpla -

flung, der Ortsplanung, der Landschaftsplanung und der Regional- und Landesplanung,
der Gewasserplanung und gemeindeübergreifender Planungen und Projekte,

24. die Namensgebung für StraRen, Schulen und sonstige Offentliche Einrichtungen,
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25. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertreterinnen und Vertretern
der Marktgemeinde in andere Organisationen und Einrichtungen,

26. die Beschlussfassung Uber die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft,

27. die grundsatzhchen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere
Anderungen des Stiftungszwecks.

II. Die Marktgemeinderatsmitglieder

§3

Rechtsstellung der ehrenamttichen Marktgemeinderatsmitglieder, Befugnisse

(1) Marktgemeinderatsmitglieder Uben ihre Tatigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rück-
sicht auf das öffentliche Wohl bestimmten Uberzeugung aus und sind an Auftrage nicht ge-
bunden.

(2) Für die ailgemeine Rechtsstellung der Marktgemeinderatsmitglieder (Teilnahmepflicht,
Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen person -

licher Beteiligung, Geltendmachung von Anspruchen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und
Verlust des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56a, Art. 49, 50, 48
Abs. 3 GO sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz.

(3) Der Marktgemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen
Beschluss einze!nen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbei-
tung zuteilen und sie insoweit mit der Uberwachung der gemeindlichen Verwaltungstatigkeit
betrauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO).

(4) Zur AusUbung von Verwaltungsbefugnissen sind Marktgemeinderatsmitglieder nur be -

rechtigt, soweit ihnen der erste Bürgermeister im Rahmen der Geschaftsverteilung nach An -

hörung der weiteren BUrgermeisterinnen oder Burgermeister einzelne Befugnisse ( 7 bis
11) Ubertragt (Art. 39 Abs. 2 GO).

(5) Marktgemeinderatsmitglieder, die eine Tatigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausüben, haben
em RechtaufAkteneinsichtinnerhalb ihresAufgabenbereichs. 2ZurVorbereitung von Tages-
ordnungspunkten der nächsten Sitzung erhält jedes Marktgemeinderatsmitglied nach vorhe-
riger Terminvereinbarung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen Unterla-
gen, sofern Grunde der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. 31m Ubrigen haben Marktge-
meinderatsmitglieder em Recht auf Akteneinsicht, wenn sie yam Marktgemeinderat durch
Beschluss mit der Einsichtnahme beauftragt werden. 4Das Verlangen zur Akteneinsicht ist
gegenuber dem ersten Burgermeister geltend zu machen.

§4

Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

(1) 1Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente sind
so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 21m Umgang mit sol-
chen Dokumenten beachten die Marktgemeinderatsmitglieder Geheimhaltungsinteressen und
den Datenschutz. 3Werden diese Dokumente für die Tatigkeit als Marktgemeinderatsmitglied
nicht mehr benotigt, sind sie zurückzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu
!Oschen.



(2) 1BeschIussvoragen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung für den Marktgemeinderat.
2Eine Veroffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Marktge-
meinderatsmitglieder ist nur zulässig, wenn der erste Burgermeister und der Marktgemeinderat
unter BerUcksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unterlagen nur Tatsa-
chen enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür-
fen. 3Die Veroffentlichung oder Weitergabe von Beschlussvorlagen und weiteren Sitzungsunter-
lagen zu nichtöffentlichen Sitzungen ist nicht zulässig.

(3) Die Marktgemeinderatsmitglieder, die über die technischen Voraussetzungen zum Versen-

den und Empfangen elektronischer Post verfügen, konnen dem ersten BUrgermeister schriftlich
eine eiektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 21 Ubersandt bzw. von
der Antrage im Sinne des § 22 versandt werden.

(4) 1Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch sie
eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefahrdet und der Sitzungsverlauf nicht gestOrt wird. 2Für
die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Marktgemeinderatsmitglieder gelten § 16 Abs.
2 Sätze 3 und 4 entsprechend.

§5

Fraktionen

1Marktgemeinderatsmitglieder konnen sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen
zusammenschlielen. 2Eine Fraktion muss mindestens drei Mitglieder (vorher: 2 Mitglieder)
haben. 3Die Bildung und Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stell-
vertretung sind dem ersten Bürgermeister mitzuteilen; dieser unterrichtet den Marktgemein-
derat. 4Satz 3 gilt entsprechend für während der Wahizeit eintretende Anderungen des Star-

keverhatnisses der Fraktionen und Gruppen.

III. Der erste Burgermeister

1. Aufgaben

§6

Vorsitz im Gemeinderat

(1) 1Der erste Bürgermeister führt den Vorsitz rn Marktgemeinderat (Art. 36 GO). 2Er bereitet
die Beratungsgegenstande vor und beruft die Sitzungen em (Art. 46 Abs. 2 GO). 31n den Sit-
zungen leitet er die Beratung und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und übt das Haus-
recht aus (Art. 53 Abs. 1 GO).

(2) 1Halt der erste Bürgermeister Entscheidungen des Marktgemeinderats oder eines beschlie-
1!enden Ausschusses für rechtswidrig, verstandigt er den Marktgemeinderat oder den Aus -

schuss von seiner Auffassung und setzt den Volizug vorlaufig aus. 2Wird die Entscheidung
aufrechterhalten, führt er die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehorde herbei (Art. 59 Abs. 2
GO).
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§7

Leitung der Gemeindeverwaltung, Ailgemeines

(1) 1Der erste Burgermeister leitet und verteift im Rahmen der Geschaftsordnung die Ge-
schäfte (Art. 46 Abs. 1 GO). 2Er kann dabei einzelne seiner Befugnisse den weiteren Burger-

meisterinnen und BUrgermeistern, nach deren Anhorung auch einem Marktgemeinderatsmit-
glied und in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Bediensteten der Marktgemeinde
ubertragen (Art. 39 Abs. 2 GO). 3GeschaftsverteiIung und Befugnisregelung sollen Uberein-
stimmen.

(2) 1Der erste BUrgermeister vollzieht die BeschlUsse des Marktgemeinderats (Art. 36 GO).
2Uber HinderungsgrUnde unterrichtet er den Marktgemeinderat oder den Ausschuss unver-
zuglich.

(3) 1Der erste BUrgermeister fUhrt die Dienstaufsicht uber die Gemeindebediensteten und übt
die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegenuber den Gemeindebeamtinnen und Gemein-
debeamten aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). 2Art. 88 Abs. 3 Satz 3 GO bleibt unberuhrt.
3Für Beamte und Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft 1st dies Aufgabe des Gemein-
schaftsvorsitzenden.

(4) 1Der erste Burgermeister verpflichtet die weiteren Burgermeisterinnen und Burgermeister
schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die rn Interesse der Sicherheit oder an -

derer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Lander Unbefugten nicht be -

kannt werden dürfen. 21n gleicher Weise verpflichtet er Marktgemeinderatsmitglieder und Ge-
meindebedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenheiten befasst werden (Art. 56a GO).

§8

Einzelne Aufgaben des ersten Burgermeisters

(1) Der erste BUrgermeister erledigt vorbehaitlich der Zustandigkeit der Verwaltungsge-
meinschaft in eigener Zustandigkeit

die laufenden Angelegenheiten, die für die Marktgerneinde keine grundsatzliche Bedeu-
tung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 GO),

2. die den Gemeinden durch em Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes
ubertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung einschlielYlich
des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevolkerung, soweit nicht für haus-

halts - oder personalrechtliche Entscheidungen der Marktgemeinderat zustandig st (Art.
37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO),

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer
Lander geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO),

4. die ihm vom Marktgemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO Ubertragenen Angelegen-
heiten,

5. die Entscheidung über die Ernennung, Beforderung, Abordnung, Versetzung, Zuwei -
sung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamtinnen und
Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),



6. die Entscheidung über die Einstellung, Hohergruppierung (nicht nur vorUbergehende
Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an ei-
nen Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern bis zur Entgeltgruppe 8 des TVöD oder bis zu einem entspre-
chenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

7. die vorubergehende Ubertragung einer hOher zu bewertenden Tatigkeit auf eine Arbeit-
nehmerin oder einen Arbeitnehmer im Geltungsbereich des TVöD oder eines entspre-
chenden Tarifvertrags,

8. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschäfte (Art. 37 Abs. 3 GO),

9. die Aufgaben als Vorsitzender des Verwaltungsrats selbststandiger Kommunalunterneh -

men des offentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO),

10. die Vertretung der Marktgemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1
GO).

(2) Zu den Aufgaben des ersten BUrgermeisters gehoren insbesondere auch:

in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:

a) der Volizug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften sowie etwaiger
GrundsatzbeschlUsse des Marktgemeinderats,

b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentatigkeiten.

2. in alien Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen für die Marktgemeinde:

a) die Bewirtschaftung von Haushaitsmitteln

im Volizug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien des
Marktgemeinderats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe fest-
gelegt sind,
im Ubrigen bis zu einem Betrag von 6.000 � im Einzelfall,

b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Voliziehung
von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beitragen und Gebühren sowie von
sonstigen Forderungen bis zu folgenden Betragen im Einzeifail:

- Erlass 600�
- Niederschlagung 3.000 �
- Stundung, bis zu einem Jahr 6.000 �
- Stundung, ab einem Jahr 3.000 �
- Aussetzung der Vollziehung 3.000 �

c) die Entscheidung über uberplanmäl3ige Ausgaben bis zu einem Betrag von
3.000 � und Uber auIerplanmaIige Ausgaben bis zu einem Betrag von 2.000 � im
Einzelfaii, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewahrleistet ist (Art. 66 Abs.
1 Satz 1 GO),



d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen für die Marktgemeinde, ins -

besondere der Abschluss von Verträgen und sonstiger Rechtsgeschafte sowie die
Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der Marktgemeinde, bis zu einem Betrag
oder - falls dieser zum Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlassens nicht feststeht
- einer Wertgrenze oder einem geschatzten Auftragswert von 6.000 �,

e) Nachtrage zu Vertragen und Rechtsgeschaften auferhaIb der Bewirtschaftungsbe-
fugnis nach Buchst. a (entweder bereits ohne Nachtrag oder erstmalig aufgrund Sum -

mierung mit Nachtragen), die einzeln oder zusammen die ursprUnglich vereinbarte
Auftragssumme urn nicht mehr als 10 %, insgesamt jedoch nicht rnehr als 3.000 �
erhohen,

f) die Gewahrung von ZuschOssen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsuberlas -

sung von Raumen, an Vereine und Verbande bis zu einem Betrag von 600 � je Em -
zelfall. - siehe Fussnote!

3. in ailgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten:

a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschIie1lich Abhilfeverfahren, die Abgabe von
Prozesserklarungen einschIielIich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und
Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats an eine Prozessbevoll-
machtigte oder einen Prozessbevollmachtigten, wenn die finanzielle Auswirkung auf
die Marktgememnde bzw., falls diese nicht bestimmbar ist, der Streitwert voraussicht-
lich 6.000 � nicht übersteigt und die Angelegenheit keine grundsatzliche Bedeutung
hat,

b) Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises ohne grundsatzliche Bedeu-
tung, soweit sie nicht dem Marktgemeinderat vorbehalten sind ( 2), insbesondere
Staatsangehorigkeits- und Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und Sta-
tistik, Gesundheits- und Veterinarwesen, öffentliches Versicherungswesen, Lasten-
ausgleich.

4. in Bauangelegenheiten:

a) die Abgabe der Erklarung der Marktgemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bzw.
die Mitteilung nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO,

b) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO,

c) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1
BayBO, - vorher Gemeinderat

d) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nichtbeste -

hen eines Vorkaufsrechts.

e) die fristwahrende Ablehnung des gemeindlichen Einvernehmens rn Rahmen von
Bauantragsverfahren, insofern die für die bauplanungsrechtliche Beurteilung nach §
29 if. BauGB erforderlichen und entscheidungserheblichen Unterlagen nicht
rechtzeitig vollstandig vorliegen - neu auf Anregung des Bauamts

5. In Angelegenheiten des Grundstücksverkehrs:

a) Abgabe von Pfandfreigabeerklarungen im Grundstücksverkehr

b) Abgabe von LOschungen von Wiederkaufsrechten rn Grundstücksverkehr



c) Abgabe von RangrUcktritten von Wiederkaufsrechten rn Grundstucksverkehr

d) Bestellung von Dienstbarkeiten zugunsten der Marktgemeinde Geroda

e) Belastung von GrundstUcken der Marktgemeinde Geroda mit Dienstbarkeiten zu-
gunsten Dritter

f) Beurkundung von Messungsanerkennungen und Auflassungen rn GrundstUcksver-
kehr, soweit die Fiächendifferenz nicht mehr als 20 % betragt

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bernessung von Wertgrenzen nach Abs. 2
der Zeitraum mailgeblich, für den die rechtiiche Bindung bestehen soil; ist dieser Zeitraum
nicht bestimmbar, so st der funffache Jahresbetrag anzusetzen.

(4) Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 Ni. 7 und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz
1 GO fallen, werden sie hiermit dem ersten Bürgerrneister gemall Art. 37 Abs. 2 GO zur
selbststandigen Erledigung übertragen.

§9

Vertretung der Gemeinde nach aufen

(1) Die Befugnis des ersten Burgermeisters zur Vertretung der Marktgemeinde nach au1.en
bei der Abgabe von rechtserheblichen Erklarungen (Art. 38 Abs. 1 GO) beschränkt sich auf
den Volizug der einschlagigen Beschlusse des Marktgemeinderats und der beschliel?enden
Ausschüsse, soweit der erste BOrgermeister nicht gernall § 8 zurn selbststandigen Handein
befugt st.

(2) Der erste BUrgerrneister kann irn Rahrnen seiner Vertretungsbefugnis unter Beachtung
des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollrnacht zur Vertretung der Marktgemeinde
erteilen. 2Zur Ubertragung von Befugnissen auf Bedienstete rn Sinne des Art. 39 Abs. 2
Halbsatz 2 GO wird die Zustirnmung des Marktgemeinderats hiermit allgemein erteilt.

§10

Abhalten von Burgerversammlungen

(1) 1Der erste BUrgermeister beruft mindestens einmal jahriich, aufVerlangen des Marktge-
meinderats auch Ofter, eine Bürgerversammlung em (Art. 18 Abs. 1 GO). 2Den Vorsitz in
der Versammlung fUhrt der erste BUrgermeister oder eine von ihm besteilte Vertretung.

(2) Auf Antrag von Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürgern nach Art. 18 Abs. 2 GO
beruft der erste BUrgermeister darüber hinaus eine weitere Burgerversammlung em, die
innerhaib von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Marktgemeinde stattzufinden
hat.

§11

Sonstige Geschäfte

Die Befugnisse des ersten Burgerrneisters, die auRerhaib der Gememndeordnung gesetzlich
festgelegt sind (z. B. Wahrnehrnung der standesarntlichen Geschäfte, Aufnahme von Not-
testamenten usw.), bleiben unberUhrt.



2. Steflvertretung

§12

Weitere Burgermeisterinnen und BUrgermeister, weitere Stellvertretung, Aufgaben

(1) Dererste BUrgermeisterwird rn Fall der Verhinderung von derzweiten BUrgerrneisterin
oder dern zweiten Burgermeister und, wenn diese oder dieser ebenfalls verhindert ist, von
der dritten Burgermeisterin oder dem dritten BUrgermeister vertreten (Art. 39 Abs. 1 Satz 1
GO).

(2) Fur den Fall gleichzeitiger Verhinderung der BUrgermeisterinnen und BUrgermeister be-

stirnmt der Marktgerneinderat aus seiner Mitte gema1 Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO weitere Stell-
vertretungen in Reihenfolge des Lebensalters.

(3) Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter übt irn Verhinderungsfall die gesamten gesetz-

lichen und geschaftsordnungsmaRigen Befugnisse des ersten Burgerrneisters aus.

(4) 1Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsachlichen
oder rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorlaufiger
Dienstenthebung oder personlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, hr Amt auszuUben. 2lst
die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Arntsgeschafte
auszuuben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt em Fall der Verhinderung
nicht vor.

IV. Ausschüsse der Marktgemeinde

§13

Rechnungsprufungsausschuss

(1) Der Rechnungsprufungsausschuss pruft die Jahresrechnung und die Jahresabschlusse
(Ortliche Rechnungsprufung, Art 103 Abs. 1 GO). Die örtliche Prufung der Jahresrechnung
und der Jahresabschlusse ist innerhalb von zwölf Monaten, die des konsolidierten Jahresab-
schiusses innerhalb von 18 Monaten nach Absch!ul? des Haushaltsjahres durchzuführen.

B. Der Geschäftsgang

I. Ailgemeines

§14

Verantwortung für den Geschaftsgang

(1) 1Marktgerneinderat und erster BUrgermeister sorgen für den ordnungsgemaf3en Gang der
Geschãfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im eigenen und so-

weit nicht die Verwa!tungsgemeinschaft zustandig ist, im übertragenen Wirkungskreis und
für die Durchführung der gesetzmatigen Anordnungen und Weisungen der Staatsbehörden.
2Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen (Art. 56 Abs. 2, Art. 59 Abs. 1 GO).



(2) 1Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohnerinnen und Gemeindeeinwohner an
den Marktgemeinderat (Art. 56 Abs. 3 GO) werden durch die Verwaltung vorbehandelt und
sodann dem Marktgemeinderat vorgelegt. 2Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des
ersten Burgermeisters fallen, erledigt dieser in eigener Zustandigkeit; in bedeutenden Ange-
legenheiten unterrichtet er den Marktgemeinderat. 3Eingaben, die in den Zustandigkeitsbe-
reich derVerwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau fallen, leitetdererste Burgermeisteroder
die erste Burgermeisterin an die Verwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau weiter.

§15

Sitzungen, Beschlussfahigkeit

(1) 1Der Marktgemeinderat beschlieI.t in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). 2Eine Beschlussfas -

sung durch mUndliche Befragung au1erhalb der Sitzungen oder rn Umlaufverfahren ist aus-
geschlossen.

(2) Der Marktgerneinderat ist beschlussfahig, wenn sàmtliche Mitglieder ordnungsgema1. ge-

laden sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2
GO).

(3) 1Wird der Marktgerneinderat wegen Beschlussunfahigkeit in einer frUheren Sitzung infolge
einer nicht ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zurn zweiten Mal zur Verhandlung
Uber denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rucksicht auf die Zahl der
Erschienenen beschlussfahig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hin-
gewiesen werden (Art. 47 Abs. 3 GO).

§16

Offentliche Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Marktgemeinderats sind öffentlich, soweit nicht RUcksichten auf das
Wohi der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspruche Einzelner entgegenstehen (Art. 52
Abs. 2 GO).

(2) 1Die öffentlichen Sitzungen des Marktgemeinderats sind aligemein zugänglich, soweit der
für die Zuhörerschaft bestimmte Raum ausreicht. 2Für die Medien ist stets eine angernessene
Zahl von Plätzen freizuhalten. 3Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedurfen der Zustimmung
des Vorsitzenden und des Marktgemeinderats; sie sind auf Verlangen eines einzelnen Mit-
glieds hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. 4Ton- und Bildaufnahrnen von Gerneinde-
bediensteten, Bediensteten derVerwaltungsgemeinschaft Bad Brückenau und sonstigen Sit-

zungsteilnehmenden sind nur mit deren Einwilligung zulassig.

(3) Zuhörende, welche die Ordnung der Sitzung storen, kOnnen durch den Vorsitzenden aus
dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO).

§17

Nichtöffentliche Sitzungen

(1) 11n nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

Personalangelegenheiten in Einzelfãllen,
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2. Rechtsgeschafte in GrundstUcksangelegenheiten,
3. Angelegenheiten, die dern Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen.

2Aullerdem werden in nichtoffentlicher Sitzung behandelt:

1. Angelegenheiten des ubertragenen Wirkungskreises, deren nichtOffentliche Behandlung
rn Einzelfall von der Aufsichtsbehörde verfugt ist,

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder
nach der Natur der Sache erforderlich ist.

(2) 1Zu nichtoffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die dem
Marktgemeinderat nicht angehoren, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für die
Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich st. 2Diese Personen sollen
zur Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden.

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der erste BUrgermeister der
Offentlichkeit bekannt, sobald die GrUnde für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52
Abs. 3 GO).

II. Vorbereitung der Sitzungen

§18

Einberufung

(1) 1Der erste Bürgermeister beruft die Marktgemeinderatssitzungen em, wenn die Ge-
schaftslage es erfordert oder wenn em Viertel der Marktgemeinderatsmitglieder es schriftlich
oder elektronisch unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 Abs. 2
Sätze 1 und 2 GO). 2Nach Begmnn der Wahizeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 2 GO
beruft er die Martgemeinderatssitzung so rechtzeitig el dass die Sitzung spatestens vier
Wochen nach Beginn der Wahlzeit (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 GO) oder spatestens am 14. Tag
nach Eingang des Verlangens stattfinden kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO).

(2) 1Die Sitzungen finden im Rathaus Geroda statt; sie beginnen in der Regel urn 19:30 Uhr.
2Regelmaaiger Sitzungstag für Martgemeinderatssitzungen ist der Mittwoch. 31n der Einla -

dung ( 20) kann rn Einzelfall etwas anderes bestimrnt werden.

§19

Tagesordnung

(1) 1Der erste Bürgermeister setzt die Tagesordnung fest. 2Rechtzeitig eingegangene Antrage
von Marktgerneinderatsmitgliedern setzt der erste Burgermeister rnoglichst auf die Tagesord-
nung der nächsten Sitzung. 31st das nicht moglich, sind die Antrage in jedem Fall innerhaib von
3 Monaten auf die Tagesordnung einer Marktgemeinderatssitzung zu setzen. 4Eine materielle
Vorprüfung findet nicht statt.

(2) 11n der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstande einzeln und inhaitlich konkretisiert
zu benennen, damit es den Marktgemeinderatsmitgliedern ermoglicht wird, sich auf die Be -

handlung der jeweiligen Gegenstande vorzubereiten. 2Soweit die Konkretisierungen schutz-
würdige Daten enthalten, soilten diese den Marktgememnderatsmitgliedern regelmaaig geson-
dert zur Verfügung gesteilt werden. 3Das gilt sowohi für Offentliche als auch für nichtoffentliche
Marktgemeinderatssitzungen.
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(3) 1Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit
der Sitzung spatestens am 3. Tag var der Sitzung ortsübiich bekannt zu machen (Art. 52 Abs.
1 GO). 2Die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht.

(4) Den Ortlichen Medien soil die Tagesordnung jeder Offentlichen Sitzung rechtzeitig mitge-
teilt werden.

§ 20

Form und Frist für die Einladung

(1) Marktgemeinderatsmitglieder werden schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung
oder mit ihrem Einverständnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen. 21m Falle einer elekt-
ronischen Einladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die
Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf em in einem technisch indivi-
duell gegen Zugriffe Dritter geschUtzten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestelites und
abrufbares Dokument mitgeteilt. 3Die Tagesordnung kann bis spatestens zum Ablauf des 3.
Tages var der Sitzung erganzt werden.

(2) Im Falle der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn die E-Mail nach
Absatz 1 Satz 2 im elektronischen Briefkasten des Empfangers oder bei seinem Provider
abrufbar eingegangen und üblicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist.

(3) 1Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefUgt
werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie
des Datenschutzes nicht entgegenstehen. 2Die weiteren Unterlagen kOnnen schriftlich oder
elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 2 zur VerfUgung gestelit
werden. 3Hat das Marktgemeinderatsmitglied sein Einverständnis zur elektronischen Ladung
erklärt, werden die weiteren Unterlagen grundsatzlich nur eiektronisch bereitgesteilt.

(4) 1Die Ladungsfrist betragt 5 Tage; sie kann in dringenden Fallen auf 3 Tage verkurzt wer-

den. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der
Frist nicht mitgerechnet. - Frist wurde an die rechtliche Angemessenheit (4 Tage) angepasst.

§ 21

Antrage

(1) 1Antrage, die in einer Sitzung behandeit werden sollen, sind schriftlich zu stellen und aus-
reichend zu begründen. 2Sie sollen spatestens am 11. Tag var der Sitzung beim ersten Bür-
germeister eingereicht werden. 3Soweit em Antrag mit Ausgaben verbunden ist, die rn Haus-
haitsplan nicht vorgesehen sind, soil er einen Deckungsvorschlag enthalten.

(2) Verspatet eingehende oder erst unmittelbar var oder während der Sitzung gesteilte An -

träge kOnnen nachtraglich in die Tagesordnung aufgenornmen werden, wenn

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Marktgemeinderat der Behandlung mehrheitlich
zustirnmt oder

2. sämtliche Mitglieder des Marktgemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Be -

handlung widerspricht.
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(3) Antrage zur Geschaftsordnung, z. B. Nichtbefassungsantrage, ZurUckziehung eines An -

trags u. A., Antrage auf Festsetzung eines Ordnungsgelds nach Art. 53 Abs. 3 GO oder em -
fache Sachantrage, z. B. Anderungsantrage, kOnnen auch während der Sitzung und ohne
Beachtung der Schriftform gestellt werden.

III. Sitzungsverlauf

§ 22

Eroffnung der Sitzung

(1) 1Der Vorsitzende erOffnet die Sitzung. 2Er steilt die ordnungsgemafle Ladung der
Marktgemeinderatsmitglieder sowie die Beschlussfahigkeit des Marktgemeinderats fest
und erkundigt sich nach Einwanden gegen die Tagesordnung. 3Ferner lässt er Uber die
Genehmigung der Niederschrift Uber die vorangegangene Offentliche Sitzung, falls sie mit
der Einladung verschickt wurde, abstimmen.

(2) 1Die Niederschrift über die vorangegangene nichtOffentliche Sitzung wird bei den
Marktgemeinderatsmitgliedern in Umlauf gesetzt. 2Der Gemeinderat stimmt über die nicht
öffentliche Niederschrift gemäF Art. 54 Abs. 2 GO in seiner Sitzung ab.

§ 23

Eintritt in die Tagesordnung

(1) 1Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten
Reihenfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss geandert werden.

(2) 1Soll em Tagesordnungspunkt in nichtOffentlicher Sitzung behandelt werden ( 17), so
wird darUber vorweg unter Ausschluss der Offentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52
Abs. 2 Satz 2 GO). 2Wird von vornherein zu einer nichtOffentlichen Sitzung eingeladen, gilt
die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht der Marktge-
meinderat anders entscheidet.

(3) 1Der Vorsitzende oder eine von ihm mit der Berichterstattung beauftragte Person tragt
den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. 2Anstelle des
mündlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.

(4) 1Soweit erforderlich, kOnnen auf Anordnung des Vorsitzenden oder auf Beschluss des
Marktgemeinderats Sachverständige zugezogen und gutachtlich gehort werden. 2Entspre-
chendes gilt für sonstige sachkundige Personen.

§ 24

Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverstandigen,
eröffnet der Vorsitzende die Beratung.



(2) 1Mitglieder des Marktgemeinderats, die nach den Umständen annehmen mUssen, von
der Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen per-
sOnlicher Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der
Beratung dem Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn Anhalts-
punkte dieser Art während der Beratung erkennbar werden. 3Das wegen persOnlicher Betei-
ligung ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung semen Platz
am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz neh -

men, bei nichtaffentlicher Sitzung ver!ässt es den Raum.

(3) 1Sitzungsteilnehmende dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von dem Vorsitzen-

den erteilt wird. 2Der Vorsitzende erteilt das Wart in der Reihenfolge der Wortmeldungen.
3Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende Uber die Reihenfolge. 4Bei
Wortmeldungen ,,zur Geschaftsordnung" ist das Wart au1er der Reihe sofort zu erteilen. 5Zu-
hörenden kann das Wort nicht erteilt werden.

(4) 1Rednerinnen und Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den
Marktgemeinderat. 2Die Redebeitrage müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt
beziehen.

(5) 1Wahrend der Beratung Uber einen Antrag sind nur zulassig:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,
2. Zusatz- oder Anderungsantrage oder Antrage auf Zuruckziehung des zu beratenden An -

trags.

2Uber Antrage zur Geschaftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst
findet insoweit nicht statt.

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung van dem Vorsitzenden
geschlossen.

(7) 1Bei Verstofl gegen die vorstehenden Regein zu Redebeitragen, ruft der Vorsitzende zur
Ordnung und macht die betreffende Person auf den VerstoR aufmerksam. 2Bei weiteren Ver-
stö1.en kann der Vorsitzende ihr das Wart entziehen.

(8) 1Mitglieder des Marktgemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, sodass
der Sitzungsfortgang unmoglich gemacht oderjedenfalls wesentlich erschwert wird, kann der
Vorsitzende mit Zustimmung des Marktgemeinderats von der Sitzung ausschliel!en. 2Uber
den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Marktgemeinderat (Art. 53 Abs. 2
GO).

(9) 1DerVorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oderaufheben, falls Ruhe und Ordnung
im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestelit werden können. 2Eine unterbro-
chene Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzufUhren; einer neuerlichen Einladung
hierzu bedarf es nicht. 3Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung
unterbrochen wurde. 4Der Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt.

§ 25

Abstimmung

(1) 1Nach Durchfuhrung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf ,,Schluss der
Beratung" schlielt der Vorsitzende die Beratung und lässt uber den Beratungsgegenstand
abstimmen. 2Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfahigkeit ( 15 Abs. 2 und 3) gege-

ben 1st.
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(2) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Uber sie in der nachstehenden Rei-
henfolge abgestimmt:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,
2. weitergehende Antrage; das sind die Antrage, die voraussichtlich einen gro1eren Auf-

wand erfordern oder einschneidendere MaRnahmen zum Gegenstand haben,
3. fruher gesteilte Antrage vor spater gesteliten, sofern der spatere Antrag nicht unter die

Nm. 1 oder 2 fäi!t.

(3) 1Grundsätzlich wird Uberjeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2Uber einzelne Teile eines
Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsitzende eine
Teilung vomnimmt.

(4) 1Vor der Abstimmung soil der Antrag verlesen werden. 2Der Vorsitzende formuliert die zur
Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit ,,ja" oder ,,nein" beantwortet werden kann.
3Grundsatzlich wird in der Reihenfolge ,,ja" - ,,nein" abgestimmt.

(5) 1BeschIusse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss des
Marktgemeinderats durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmen -

den gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei Stim-
mengleichheit ist derAntrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch em ausnahmsweise
negativ formulierter Antrag abgeiehnt, bedeutet dies nicht die Beschiussfassung über das
Gegenteil. 3Kein Mitglied des Marktgemeinderats darf sich der Stimme enthalten (Art. 48 Abs.
1 Satz 2 GO).

(6) 1Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zähien. 2Das Abstim-
mungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben; dabei ist festzustel-
len, ob der Antrag angenom men oder abgelehnt ist.

(7) 1Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derseiben Sitzung die
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitgiieder,
die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederhoiung einverstanden sind. 21n
einer spateren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, em bereits zur
Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt wer-

den, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Bera-
tungsgegenstand ordnungsgema1 auf die Tagesordnung gesetzt wurde.

§ 26

Wahien

(1) Für Entscheidungen des Marktgemeinderats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen
Rechtsvorschriften als Wahien bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in anderen
Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) 1Wahlen werden in geheimerAbstimmung mit Stimmzettein vorgenommen. 2Ungultig sind
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und soiche Stimmzettel, die den Namen der
oder des Gewahlten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder
ähnlichem das Wahigeheimnis verletzen können.

(3) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gultigen Stimmen erhält. 21st mm -
destens die Häifte der abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahi zu wiederholen. 31st die
Mehmheit der abgegebenen Stimmen gUltig und emhãlt niemand mehr ais die Hàlfte der abge-
gebenen gültigen Stimmen, findet eine Stichwahl unter den beiden sich bewerbenden Per-
sonen mit den höchsten Stimmenzahlen statt. 4Haben rn ersten Wahigang rnehr als zwei
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Personen die gleiche hochste Stimmenzahl, wird die Wahi wiederholt. 5Haben mehrere Per-
sonen die gleiche zweithOchste Stimmenzahl, entscheidet das Los darUber, wer von ihnen in
die Stichwahl kommt. 6Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das
Los.

§ 27

Anfragen

1Die Marktgemeinderatsmitglieder können in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesord-
nung an den Vorsitzenden Anfragen Uber soiche Gegenstande richten, die in die Zuständig-
keit des Marktgemeinderats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. 2Nach Moglichkeit
sollen der Vorsitzende oder anwesende Gemeindebedienstete solche Anfragen sofort beant-
worten. 31st das nicht moglich, so werden sie in der nachsten Sitzung oder schriftlich beant-
wortet. 4Eine Aussprache Uber Anfragen findet in der Sitzung grundsatzlich nicht statt.

§ 28

Beendigung der Sitzung

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schlielM der Vorsitzende die Sit -

zung.

IV. Sitzungsniederschrift

§ 29

Form und Inhalt

(1) 1Uber die Sitzungen des Marktgemeinderats werden Niederschriften gefertigt, deren In -

halt sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. 2Die Niederschriften werden getrennt nach offentli-
chen und nichtbffentlichen Tagesordnungspunkten gefuhrt. 3Niederschriften sind jahrgangs-
weise zu binden.

(2) 1Als Hilfsmittel fur das Anfertigen der Niederschrift konnen Tonaufnahmen gefertigt wer-

den. 2Der Tontrager st unverzUglich nach Genehmigung der Niederschrift zu löschen und
dart Auaenstehenden nicht zuganglich gemacht werden.

(3) 1lst em Mitglied des Marktgemeinderats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies
in der Niederschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der
Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).

(4) Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und von der SchriftfUhrerin oder dem Schrift-
führer zu unterzeichnen und vom Marktgemeinderat zu genehmigen (Art. 54 Abs. 2 GO).

(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten gefUhrt
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§ 30

Einsichtnahme und Abschrifterteilung

(1) In die Niederschriften uber öffentliche Sitzungen konnen alle GemeindebUrgerinnen und
Gemeindeburger Einsicht nehmen und sich gegen Kostenerstattung Kopien für den Eigen-
gebrauch erteilen lassen; dasselbe gilt für auswarts wohnende Personen hinsichtlich ihres
Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen rn Gemeindegebiet (Art. 54 Abs. 3
Sätze 2 bis 4 GO).

(2) 1Marktgemeinderatsmitglieder kOnnen jederzeit die Niederschriften über Offentliche und
nichtOffentliche Sitzungen einsehen und sich Kopien der Niederschriften der offentlichen Sit-
zungen für den Eigengebrauch erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von
Beschlussen, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, können sie verlangen, wenn
die Grunde für die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3 Satz
1 GO).

(3)1 Niederschriften Uber Offentliche und nichtOffentliche Sitzungen werden den Marktgemein-
deratsmitgliedern rn Ratsinformationssystem zur Verfügung gestelit.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Niederschriften früherer Wahizeiten.

(5) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Marktgemeinderatsmitglieder jeder-
zeit die Berichte über die Prüfungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht
erteilt.

V. Geschaftsgang der AusschUsse

§31

Anwendbare Bestimmungen

(1) Für den Geschaftsgang der Ausschüsse gelten die § 14 bis 30 sinngemaf. 2Marktge-
meinderatsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehoren, erhalten die Ladungen zu den
Sitzungen nebst Tagesordnung nachrichtlich.

(2) Mitglieder des Marktgemeinderats können in der Sitzung eines Ausschusses, dern sie
nicht angehoren, nur als Zuhörende anwesend sein. 2Berät em Ausschuss Uber den Antrag
eines Marktgerneinderatsrnitglieds, das diesem Ausschuss nicht angehort, so gibt der Aus -

schuss ihm Gelegenheit, semen Antrag mündlich zu begründen. 3Satz 1 und 2 gelten für
Offentliche und nichtöffentliche Sitzungen.

VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen

Art der Bekanntmachung

(1) Satzungen und Verordnungen werden durch Veroffentlichung im Amtsblatt des Landrat-
samtes Bad Kissingen amtlich bekannt gemacht.
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(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine an -

dere in Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf im Amts -

blatt des Landratsamtes Bad Kissingen und durch Anschlag an allen Gemeindetafein hinge-

wiesen.

(3) Die Marktgemeinde unterhalt folgende Gemeindetafeln:

1. Tafel am Rathaus Geroda
2. Tafel an der Bushaltestelle Flatz

C. Schlussbestimmungen

§ 33

Anderung der Geschaftsordnung

Vorstehende Geschaftsordnung kann durch Beschluss des Marktgemeinderats geandert
werden.

§ 34

Verteilung der Geschaftsordnung

1Jedem Mitglied des Marktgemeinderats ist em Exemplar der Geschaftsordnung auszuhan-
digen. 21m Ubrigen liegt die Geschaftsordnung zur aligemeinen Einsicht in der Verwaltung
der Gemeinde auf.

§ 35

In krafttreten

1Diese Geschaftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.07.2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Ge-
schaftsordnung vom 13.12.2023 auIer Kraft.

(Geroda, 26.06.2026)

.....................................................................................f.:?.......
(Alexander Schneider Erster Burgermeister)

�Vvc 'Cks Vo ,h-. 0C
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Stand: 01.05.2026

Anhang 1 der Geschaftsordnung - Zusammensetzung des Marktgemeinderates

A. Erster Bürgermeister und Stellvertreter

1. BUrpermeister

Schneider Alexander

2. BUrgermeister

Fechner Ingo

3. BUrgermeister

Regus Ralph

Wahlvorschlag

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

Wahlvorschlag

Unabhangige Wahergemeinschaft Geroda/Platz
Wahlvorschlag

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

B. Mitglieder des Gemeinderates

Name, Vorname

Schneider Alexander

Bischof Jurgen

Emmert Diana

Enzinger Frank

Fechner Ingo

Knauer Holger

Regus Ralph

Reppert Sascha

Wirth Johannes

Wahlvorschlag

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

Unabhngige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz
Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz
Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz
Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Patz

Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

C. Ausschussmitglieder- Rechnungsprüfungsausschuss:

Name, Vorname Wahlvorschlag Funktion:

Regus Ralph Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz Vorsitzender
Enzinger Frank Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz stellv. Vors.

Knauer Holger Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz
Reppert Sascha Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz
Wirth Johannes Unabhangige WhIergemeinschaft Geroda/Platz
Bischof Jürgen Unabhangige Wahlergemeinschaft Geroda/Platz

D. Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung:

Mitglied - Name, Vorname Funktion / Gruppierung: Stellvertreter - Name Vorname Funkton / Grupperung:

1. Bgm. Schneider UWG Geroda/PlatzGeborenes Mitglied 3. Bgm. Ralph Regus
Alexander

2. Bgm. Fechner Ingo UWG Geroda/Platz Holger Knauer UWG Geroda/Platz



E. Jugendbeauftragte/r:

MitgUed - Name, Vorname

Reppert Sascha

Funktion / G

UWG Geroda/Platz

SteHvertreter - Name Vorname

Emmert Diana

Funkton / Gruppierung:

UWG Geroda/Platz

E. Seniorenbeauftrage/r:

Mitglied - Name, Vorname Funktion I Gruppierung: Stellvertreter - Name Vorname Funktion / Gruppierung:

1. Bgm. Schneider UWG Geroda/PlatzEmmert Diana UWG Geroda/Patz
Alexander


